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Der vorliegende Beitrag diskutiert vor dem Hintergrund der gegenwär­
tigen Dominanz ökonomischer Akteure in der Entwicklung und dem 
Einsatz von Technik, inwiefern das Einstehen der Technikfolgenabschät­
zung (TA) für eine demokratische Gestaltung des technischen Wan­
dels durch Wirtschaftsdemokratie erweitert werden könnte. Anschlie­
ßend werden einige Grundlinien wirtschaftsdemokratischer Theorie­
ansätze der Gegenwart präsentiert, um abschließend danach zu fragen, 
wie diese die Arbeit der TA konkret informieren und orientieren könn­
ten.
Democratizing technology without democratizing the economy?
TA and the question of democratic relations in the economic sphere
In light of the current dominance of economic actors in the develop-
ment and application of technology, this paper discusses whether the 
commitment of technology assessment (TA) to democratizing techno-
logical change could or should be extended to include a commitment 
to economic democracy. Subsequently, we present some principles of 
contemporary theoretical approaches to economic democracy and fi-
nally ask how these could inform and orient the work of TA in con-
crete terms.
Keywords: economic democracy, political economy, technology 
assessment, digitalization
Einleitung
Technikfolgen lassen sich häufig ohne Reflexion der ökonomi-
schen Bedingungen von Technikentwicklung und -einsatz kaum 
verstehen. Auch die Bedrohung und Erosion demokratischer 
Strukturen steht in Zusammenhang mit der ökonomischen Ver-
fasstheit spätkapitalistischer Gesellschaften: Während Digitali-
sierung und Klimakrise die Grenzen und Funktionen von Tech-
nik verschieben und erweitern, stehen weltweit demokratische 
Institutionen unter Druck. Autoritäre Kräfte, unregulierte Kon-
zerne, aber auch sinkendes Vertrauen in die Institutionen libe-
raler Demokratie tragen zunehmend zu einer Verengung de-
mokratischer Horizonte bei. Technikfolgenabschätzung (TA) 
bleibt von solchen Dynamiken nicht unberührt. Steht doch zum 
einen die komplexe Beziehung zwischen technischem und ge-
sellschaftlichem Wandel im Zentrum der TA. Zum anderen ist 
die TA auf unterschiedliche Weise der Demokratie, der wis-
senschaftlichen Beratung politischer Akteure, der Ermöglichung 
von Alternativen verpflichtet. Zudem verändern sich die Ver-
hältnisse zwischen Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft massiv (Maasen et al. 2020) – was Fragen zur Rolle 
und Position von TA und ihren normativen und epistemischen 
Orientierungen aufwirft.
Wir argumentieren, dass die die TA mittragende Idee einer 
Demokratisierung des technischen Wandels so verstanden wer-
den kann und sollte, dass sie auch Überlegungen zur Demokra-
tisierung wirtschaftlicher Prozesse umfasst. Dies diskutieren wir 
anhand einer Reflexion der massiv angewachsenen technischen 
Macht im gegenwärtigen Kapitalismus und der Krise (neo-)libe-
raler Demokratie. Das Paper skizziert hierauf aufbauend Grund-
linien wirtschaftsdemokratischer Theorieansätze und versucht, 
sie für TA-Perspektiven fruchtbar zu machen. Abschließend 
diskutieren wir mögliche Implikationen einer solchen Weitung 
des Demokratieverständnisses für die wissenschaftliche Praxis 
der TA.
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Technik und Macht im neoliberalen 
Kapitalismus
Dass die Entwicklung und Nutzung von Technologie ein macht-
durchsetzter Prozess ist, dürfte den meisten Leser*innen selbst-
verständlich sein. Wer über technische Dinge und Infrastruktu-
ren entscheidet, sie gestaltet, produziert, verkauft oder reguliert, 
übt Macht aus (Hubig 2015). Wir wollen diese allgemeine Ein-
sicht aber in eine Gegenwartsdiagnose einbetten, die uns die 
Frage nach der Demokratisierung von Technik und Wirtschaft 
geradezu aufdrängt.
Seit den späten 1970er-Jahren beseelt das 100  Jahre alte 
Dogma der angeblich idealen Regulierung durch die ‚unsicht-
bare Hand des Marktes‘ auch innovations- wie wirtschaftspoli-
tische staatliche Reformprojekte, welche Märkte von politischer 
Gestaltung zu befreien suchen (Stichwort De-Regulierung). Zum 
anderen wird in dieser (neo-)liberalen Logik Staatsmacht dazu 
verwandt, vormals nicht-marktförmig organisierte Bereiche der 
Gesellschaft privatwirtschaftlicher Logik zuzuführen (Stichwort 
Privatisierung). Durch die einseitige Betonung der ‚unsichtba-
ren Hand des Marktes‘“ wird hierbei explizit die Forderung nach 
einer undemokratischen Organisation der Ökonomie erhoben1. 
Das Beharren auf der Trennung von Wirtschaft und Demokra-
tie scheint dabei konsequenterweise nicht unvereinbar mit ro-
buster Einflussnahme wirtschaftlicher Akteure auf die Politik, 
etwa im Interesse von Deregulierung. Diese Einflussnahme  – 
etwa durch den Lobbyismus der Automobilindustrie, durch Des-
informationskampagnen der Ölindustrie oder digitale Filterun-
gen des öffentlichen Diskurses durch Plattformkonzerne – droht 
im Gegenzug nicht nur die öffentliche Debatte zu vergiften, son-
dern auch demokratische Institutionen zu unterminieren.
In Bezug auf Technik sind zwei Entwicklungen der neolibe-
ralen Ära von besonderer Bedeutung. Zum einen verschob sich 
die Macht über Forschung und Entwicklung von Technologie 
zunehmend in den privatwirtschaftlichen Bereich, zu Großkon-
zernen, Finanzinvestoren und Start-Ups. Teil dieser Privatisie-
rungsbewegung technischer Entwicklung sind auch die neuen 
Governance-Formen des Wissenschaftsbetriebs, welche auf 
Drittmittel-Abhängigkeit (auch von Firmen) setzen, Output in 
Form von Patenten und Gründungen belohnen und wirtschaft-
liche Innovation als neue Aufgabe für Universitäten definieren 
1   Es liegen zahlreiche Analysen des Neoliberalismus vor. Die inhärent anti­
demokratische Dimension neoliberaler Ideologie und Politik verdeutlicht beson­
ders Slobodian (2018).
(Tyfield et al. 2017). Zum anderen wurde Technik und techni-
sches Wissen (privatisiert durch Patente) zu dem entscheiden-
den Faktor im neoliberalen Kapitalismus. Obwohl die Hightech-
Wissensökonomie des Digitalzeitalters verhältnismäßig wenige 
Menschen beschäftigt, steht sie, neben den durchdigitalisierten 
Finanzmärkten, im Zentrum des gegenwärtigen Kapitalismus – 
was durch die Coronakrise nur bekräftigt wurde. Nicht nur zäh-
len die monopolistischen Digitalkonzerne zu den Firmen mit 
den weltweit höchsten Marktkapitalisierungen, sie stehen zu-
dem oftmals im Zentrum soziotechnischer Systeme, die für Mil-
lionen, wenn nicht gar Milliarden Menschen immer stärker den 
Alltag prägen. Hiermit gehen historisch nie dagewesene Kon-
troll- und Überwachungsmöglichkeiten von Menschen sowie 
exzessive ökonomische und politische Macht einher (Sadowski 
2020). Diese geraten dabei in Konflikt mit dem Anspruch de-
mokratischer Souveränität und Gestaltbarkeit und betreffen das 
öffentliche wie private Leben: Das neoliberale Profitstreben hat 
sich in den Großteil der soziotechnischen Infrastrukturen unse-
rer Gesellschaften eingenistet (Srnicek und Williams 2016).
Doch hierdurch ist Technik auch zu einem wesentlichen Poli-
tikum unserer Zeit geworden. Neben den umfassenden Umbrü-
chen der Digitalisierung formieren sich in der Klimakrise breite 
Auseinandersetzungen um Infrastrukturen und deren Verände-
rung, dringen Technikvisionen in politische Diskurse ein, wer-
den Medikamente gegen COVID-19 im Wettbewerb hinter ver-
schlossenen Türen erforscht und menschliche Tätigkeit zuneh-
mend maschinisiert und technisch ersetzt. Technik vermittelt 
Macht – und das komplexer und umfassender denn je zuvor. Auf-
grund der enormen Bedeutung der Ökonomie für Technikent-
wicklung und -einsatz steht die TA vor einem Problem: Fühlt 
sie sich einem demokratischen Gestaltungsanspruch verpflich-
tet, so wird dieser in einem Schlüsselbereich negiert.
Dabei muss sich die TA vor dem Hintergrund der gegenwär-
tigen gesellschaftlichen Herausforderungen auch Fragen jenseits 
der „Nebenfolgen“ von Technik stellen. Immer mehr sind es 
auch die durch mächtige Akteure beabsichtigten Folgen im Zu-
sammenhang mit neuer Technik – etwa exzessives Wirtschafts-
wachstum, aber auch ‚Disruption‘ ganzer Branchen  – welche 
uns vor komplexe soziotechnische Probleme stellen, die nicht 
nur privatwirtschaftliche, sondern immer auch ökologische und 
letztlich politische Dimensionen haben. Deshalb sollte die Su-
che der TA nach „Alternativen“ (Dobroć et al. 2018) verstärkt 
auch Alternativen der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Einbettung von Technik in den Blick nehmen und auf ein Pri-
mat des demokratischen Diskurses und rationaler Abwägung be-
Wie lassen sich demokratische Ansprüche  
 auch in der ökonomischen Sphäre für die TA  
 fruchtbar machen?
31
THEMA · DEMokrATiE unD TEcHnikfolgEnAbscHäTzung
Philipp Frey, Christoph Schneider, Christian Wadephul 29/3 (2020)
stehen, wo derzeit die bornierte Fixierung auf Profitmaximie-
rung dominiert (Krüger und Frey 2020). Wie aber lassen sich 
demokratische Ansprüche auch in der ökonomischen Sphäre 
konzeptionell fassen und für die TA fruchtbar machen?
Demokratische Gestaltung 
techno-ökonomischer Prozesse
Dass Technik Macht vermittelt, Ungleichheiten formt und tief 
mit ökonomischen Verhältnissen verbunden ist, ist keine neue 
Einsicht. Marx und Engels stellten Mitte des 19. Jahrhunderts 
den Besitz von Produktionsmitteln, also Technik, gar ins Zen-
trum ihrer Analyse von Klassenunterschieden: Die Bourgeoi-
sie besitzt die neue Technik, die Arbeiterklasse muss die eigene 
Lebenszeit für Einkommen verkaufen. Politisch leiteten sie eine 
klassische Idee der Wirtschaftsdemokratie hiervon ab: Es sei 
notwendig die Produktionsmittel zu vergesellschaften damit die 
Menschen über diese entscheiden und sie frei und gleich nut-
zen können. Übersetzt in heutige Sprache geht es hier um eine 
radikale Demokratisierung von Technik. Doch was unter Wirt-
schaftsdemokratie genau verstanden werden soll, ist selbst unter 
ihren Vertreter*innen teilweise heftig umstritten. Zwar können 
wir die Geschichte wirtschaftsdemokratischen Denkens hier 
nicht erschöpfend darstellen (siehe hierfür Demirović 2018), wir 
wollen aber dennoch versuchen, einige zentrale Momente von 
fortdauernder Relevanz zu diskutieren:
Für lange Zeit prägend für die deutschsprachige Debatte war 
das Programm zur Demokratisierung der Wirtschaft, das eine 
Kommission unter Leitung von Fritz Naphtali im Auftrag des 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes erarbeitete und 
das 1928 verabschiedet wurde. In der frühen Bundesrepublik 
konnte der Deutsche Gewerkschaftsbund mit seinem Münch-
ner Grundsatzprogramm für eine Neuordnung der Wirtschaft 
von 1949 an diese wirtschaftsdemokratische Ideen aus der Zwi-
schenkriegszeit anschließen. Grundlage für eine Demokratisie-
rung der Wirtschaft ist nach Naphtali die Institutionalisierung 
der politischen Demokratie: „Die Idee der Wirtschaftsdemokra-
tie kann nur dann in einem Lande lebendig werden, wenn die 
Arbeiterschaft dieses Landes schon bestimmte Erfahrungen in der 
politischen Demokratie hat.“ (Naphtali 1928/1966, S. 13) Ange-
sichts der wirtschaftlichen Autokratie kapitalistischer Wirtschaf-
ten und ihrer Tendenz zur Kommodifizierung lebenswichtiger 
Gesellschaftsbereiche zum Leidwesen der Bevölkerung forderte 
Naphtali einen „Vormarsch der öffentlichen Wirtschaft“ (ebd., 
S. 18). Wirtschaftsdemokratie wird dabei als eine „Ergänzung 
zur politischen Demokratie“ sowie „eine Form der wirtschaft-
lichen Verfassung“ (ebd.) verstanden. Naphtalis Wirtschaftsde-
mokratie-Verständnis liegt damit die Vorstellung einer funda-
mentalen Neuordnung von Wirtschaft und Gesellschaft zugrunde.
Wir schließen uns im Folgenden der für die TA handhabbare-
ren Definition von Fritz Vilmar an. Nach diesem ist Wirtschafts-
demokratie der „Inbegriff aller ökonomischen Strukturen und 
Verfahren, durch die an die Stelle autokratischer Entscheidun-
gen demokratische treten, die durch die Partizipation der öko-
nomisch Betroffenen und/oder des demokratischen Staates legi-
timiert sind“ (Vilmar 1975, S. 28). Da wir es im gegenwärtigen 
digitalisierten Kapitalismus mit in alle Lebensbereiche verzweig-
ten ökonomischen Strukturen zu tun haben, muss der Horizont 
von Wirtschaftsdemokratie über die etablierten Formen gewerk-
schaftlicher Mitbestimmung in Betrieben hinausgedacht und zeit-
gemäß rekonzeptualisiert werden. Die anspruchsvolle Aufgabe 
einer radikalen Wirtschaftsdemokratie besteht darin, eine grund-
sätzliche „Herstellung des Primats demokratischer Politik über 
die Ökonomie“ und „eine gerechtere Verteilung des gesellschaft-
lichen Reichtums“, zu welchem auch technische Potenziale zäh-
len, zu erreichen (Martens und Scholz 2010, S. 31) – ein Auftrag, 
der auf einzelbetrieblicher Ebene nur schwer umsetzbar scheint. 
Die TA mit ihrer Sensibilität für die Komplexität soziotechni-
scher Gemengelagen scheint uns gut aufgestellt, hier mit Blick 
auf Technik aufzuklären und mitzugestalten.
Wirtschaftsdemokratie verlangt, dass ökonomische Macht- 
und Eigentumsstrukturen demokratisiert werden. Schaut man, 
wer von den ökonomischen Entscheidungen und neuen Tech-
nologien am stärksten betroffen ist, kommen neben den Arbeit-
nehmer*innen weitere Individuen und Institutionen in den Blick: 
Nutzer*innen, Stadtbewohner*innen, Bürger*innen, Patient*in-
nen, Schulen, Krankenhäuser, Kommunen und mehr. Die Frage, 
wie man diese in Technisierungsprojekten demokratisch inklu-
diert – und zwar über rein epistemische Überlegungen und un-
verbindliche Ideenworkshops hinaus – ist nicht trivial. Nicht nur 
staatlich getragene Modelle, sondern genauso genossenschaft-
liche und an Gemeingütern (commons) orientierte Ansätze 
(Scholz und Schneider 2017) können je unterschiedlich einen 
Ausgleich zur ökonomischen und politischen Dominanz von Pri-
vateigentum im Neoliberalismus schaffen.
Angesichts von Corona- und Klimakrise ist es zunehmend 
wichtig, Wirtschaftsdemokratie nicht nur als Chance, sondern 
sogar als Bedingung für eine zügige und gerechte Transformation 
soziotechnischer Infrastrukturen zu sehen (Urban 2019). Eine 
TA sollte ihre etablierte Rolle als neutrale  
 Vermittlerin durch wirtschaftsdemokratische  
 Perspektiven erweitern.
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kurs neben ihrer etablierten Rolle als neutrale Vermittlerin 
ihre jüngere, transdisziplinäre Rolle als Transformationsagen-
tin – etwa in den Bereichen Responsible Research and Innova-
tion (RRI) oder Nachhaltigkeitsforschung – durch wirtschafts-
demokratische Perspektiven erweitern kann. So wurde insbeson-
dere in der „transformativen Forschung“ (Schneidewind 2018) 
in letzter Zeit intensiv diskutiert und erprobt, wie Forschung, die 
auf systemische Veränderungen gerichtet ist, praktisch aussehen 
kann und welche Legitimationsherausforderungen und -chancen 
sich für sie ergeben. Hieran anschließend könnten innerhalb der 
TA-Community im Sinne eines theoretischen wie methodischen 
Pluralismus vermehrt auch Diskussionen und Projekte zu Wirt-
schaftsdemokratie ihren Raum finden und so eine weitere Aus-
differenzierung der TA ermöglicht werden.
Demokratisierung von Innovationsregimen
Zunächst scheinen uns insbesondere die Überlegungen von 
Schombergs (2013) anschlussfähig, der seine „Vision for Re-
sponsible Research and Innovation“ abgrenzt von rein nach 
Marktlogiken organisierter Innovation. Statt Wettbewerb, Ange-
bot und Nachfrage sollen demokratisch legitimierte Grundwerte 
Innovationen anleiten und verantwortungsvoll gestalten helfen. 
Während die RRI-Diskussion bislang mit epistemischem Fo-
kus verlief und fragte, wie Verantwortung in Innovationsprozes-
sen mitgedacht werden kann, steht eine breite Auseinanderset-
zung dazu, wie RRI durch politisch-ökonomische Veränderun-
gen auch realisiert werden könnte, noch aus (Tyfield et al. 2017). 
Zentral wäre hier insbesondere die Frage, wie demokratische 
Prozesse im Bereich Wissenschaft und Innovation organisiert 
und institutionalisiert werden können. Neben der Frage nach Ge-
schäftsmodellen und Wirtschaftsregulierungen, die diese über-
haupt ermöglichten, wäre dann auch eine stärkere Befassung mit 
alternativen Innovationsansätzen notwendig: Open Innovation, 
Open Science, soziale Innovationen, Vertiefung der Demokratie 
in der Forschungsförderung, Digitalgenossenschaften und mehr.
Gemeinwohlorientierung der Wissenschaft stärken
Parallel hierzu läuft die Frage, wie sich eine TA, die sich für 
die Vertiefung der Demokratie einsetzt, in ihrer Praxis legiti-
miert. Eine verstärkte Betonung der partizipativen und inklusi-
ven Dimension der TA ist hier eine Möglichkeit. Zunächst wäre 
die Frage, ob wirtschaftsdemokratische Perspektiven – die es 
ja durchaus im gesellschaftlichen Diskurs gibt – bislang ausrei-
chend in partizipativen Formaten der TA wiedergespiegelt wer-
den. Im Forschungsfeld Arbeit und Technik könnten vermehrt 
die Bedarfe und Interessen von Belegschaften und Betriebs- und 
Personalräten sowie den Gewerkschaften eingebunden werden. 
Bei Fragen von gesellschaftlicher Veränderung verdient das En-
gagement von TA-Wissenschaftler*innen in sozialen Bewegun-
gen und zivilgesellschaftlichen Organisationen sowie die direkte 
Arbeit mit Bürger*innen mehr Aufmerksamkeit. Hier können 
Schnittstellen zwischen Wissenschaft, Gesellschaft und Zu-
kunftsgestaltung gelebt werden. Es stellt sich also nicht nur die 
Frage, wie Bürger*innen an wissenschaftlichen Prozessen par-
Vertiefung wirtschaftsdemokratischer Strukturen könnte die Ge-
staltung von Technik und die Diskussion über Technikfolgen ra-
dikal verändern: Die „fremde“ Technik könnte durch eine Stär-
kung der Gestaltungsmacht der von ihr Betroffenen zu „unse-
rer“ Technik werden. Damit könnte auch ein wichtiger Beitrag 
geleistet werden, um die in der Wahrnehmung vieler Menschen 
auf einen Wahlakt alle paar Jahre verkümmerte Idee der Demo-
kratie zu revitalisieren. An die Stelle empfundener Ohnmacht – 
gerade im Kontext der Digitalisierung – könnte so durch eine Re-
organisation der Sphäre unserer materiellen Reproduktion das 
Erproben und Einüben demokratischer Prozesse im Alltag tre-
ten. Dies könnte nicht zuletzt auch helfen, Tendenzen in Rich-
tung Autoritarismus entgegenzutreten (Hilmer et al. 2017). Oder 
wie Oskar Negt einmal pointiert formulierte: „Keine Zukunft der 
Demokratie ohne Wirtschaftsdemokratie“ (Negt 2011).
TA als demokratisierende 
Gesellschaftsberatung stärken
Auch wenn ‚die Wirtschaft‘ wiederholt Gegenstand von De-
batten innerhalb der TA war (Grunwald 2001), steht eine sys-
tematische Beschäftigung mit der Veränderbarkeit der techni-
sierten Wirtschaft, eine zentrale gesellschaftliche Machtfrage 
unserer Zeit, noch aus. Die TA sollte diese Frage aus unserer 
Sicht nicht ignorieren, gerade weil sie sich der Demokratisie-
rung unserer gesellschaftlichen Verhältnisse verpflichtet fühlt. 
Aber was würde eine solche Beschäftigung implizieren und wie 
legitimierte sich eine solche Form der TA?
Wirtschaftsdemokratie ist verbunden mit politischen Tra-
ditionslinien, die oft als links oder progressiv bezeichnet wer-
den. Geht es doch um die Ausweitung demokratischer Freiheits-, 
Gleichheits- und Mitbestimmungsrechte, also um zentrale Mo-
mente sozialen Fortschritts. Vermutlich ist das auch ein Grund, 
weshalb Wirtschaftsdemokratie bislang kaum in der TA verhan-
delt wurde. Denn im wohl am weitesten verbreiteten Leitbild der 
TA, in ihrer klassischen Institutionalisierung als parlamentari-
sche TA, soll sie als neutrale Vermittlerin zwischen verschiede-
nen gesellschaftlichen Positionen agieren. Eine Positionierung, 
die als Parteinahme für eine bestimmte politische Tradition ver-
standen werden kann, ist hier kontraproduktiv – wenngleich auch 
die Institutionalisierung der parlamentarische TA als progres-
sive Entwicklung gelesen werden kann, in der sich gegenüber 
einem früheren Status Quo durch die Stärkung der Legislative 
eine Ausweitung der Demokratie durchgesetzt hat (Delvenne und 
Parotte 2019).
TA erschöpft sich aber nicht in der parlamentarischen TA. 
Vielmehr hat sie sich in einer wachsenden Community ausdif-
ferenziert und tritt auch als Gesellschaftsberaterin und Teilneh-
merin im öffentlichen Diskurs auf. Ein Diskurs, der – das wird 
gegenwärtig deutlich – konstitutiv ein politischer ist (Schröder 
2019), gerade in einer Gesellschaft, die Technik und Wissen-
schaft zunehmend als Politikum begreift (Maasen et al. 2020). 
Im Folgenden greifen wir die Frage auf, wie TA in diesem Dis-
33
THEMA · DEMokrATiE unD TEcHnikfolgEnAbscHäTzung
Philipp Frey, Christoph Schneider, Christian Wadephul 29/3 (2020)
tizipieren können, sondern auch, wie umgekehrt TA an öffent-
lichen Auseinandersetzungen für mehr Demokratie teilhaben 
kann. TA könnte sich hier einbringen, um Themen- und Ak-
teurskonstellationen zu weiten und durch ihren vermittelnden 
Ethos politische Gräben überwinden zu helfen.
Engagement für eine Demokratisierung gesellschaftlicher 
Verhältnisse und die damit einhergehende vermehrte Zusam-
menarbeit mit zivilgesellschaftlichen Akteuren evoziert aller-
dings auch eine Ressourcenfrage: Es benötigt Zeit und Geld, die 
an anderer Stelle fehlen würden – während es gleichzeitig nur 
begrenzte Möglichkeiten zur Mittelakquise eröffnen dürfte. Hier 
wäre die TA aus unserer Sicht insbesondere dazu aufgerufen, ihr 
soziales Kapital auch öffentlich für die langfristige Sicherung 
gemeinwohlorientierter Forschung in die Waagschale zu wer-
fen. Nicht nur ist das projektförmige, drittmittelabhängige Fi-
nanzierungssystem wissenschaftlicher Forschung eine schmerz-
hafte Zumutung für die betroffenen Wissenschaftler*innen; sie 
verträgt sich auch nur schlecht mit der Stärkung langfristiger 
demokratischer Prozesse, die auch verlässliche Ansprechpart-
ner*innen voraussetzen.
Wirtschaftsdemokratische Realexperimente
Abseits allgemeiner Erwägungen scheinen sich uns auch kon-
krete Leuchtturmprojekte einer solchen (wirtschafts-)demokra-
tischen TA anzubieten. So hat sich in den letzten Jahren der 
Reallaboransatz in der TA weiter etabliert (Quartier Zukunft 
et al. 2020). In Reallaboren könnten TA-Wissenschaftler*innen 
als Initiator*innen und Mediator*innen demokratischer Aus-
handlungen über die Zukunft von Technikentwicklung und -nut-
zung in der ökonomischen Sphäre fungieren. Wie ließen sich 
Innovationen und Investitionen demokratisieren? Welche Tech-
nologien passen zu den Bedürfnissen der Beschäftigten und 
Nutzer*innen? Welche Möglichkeiten demokratischer Organi-
sation, wie etwa Genossenschaften, gibt es in der wirtschaftli-
chen Sphäre? Wie kann und sollte die Digitalisierungsdividende 
umverteilt werden? Wie (wieviel, mit was für Technik, mit wel-
chem Ziel) wollen wir in Zukunft vor dem Hintergrund des tech-
nologischen Wandels arbeiten? Wie ließe sich der ohnehin an-
stehende Umbau grundlegender soziotechnischer Infrastruktu-
ren mit einem neuen demokratischen Aufbruch verbinden? Und 
welchen Beitrag könnte eine Erneuerung von Planungstheorien 
wie der Kybernetik kombiniert mit den Potenzialen des maschi-
nellen Lernens für die Entwicklung einer digital-deliberativen 
Wirtschaftsdemokratie leisten? Wie könnte eine dergestalt ins-
titutionell wie technisch modernisierte Demokratie dabei helfen, 
möglichst inklusiv Möglichkeiten einer bestmöglichen Bedürf-
nisbefriedigung innerhalb der planetarischen Schranken auszu-
loten (Kulke und Wadephul 2020; Jochum und Schaupp 2019)? 
Solche Fragen könnten unter Einbezug verschiedenster Stake-
holder-Gruppen wissenschaftlich informiert, gerne auch kon-
trovers, diskutiert und praktisch ausprobiert werden.
Offene Fragen für die weitere Debatte
Mit dem hier dargestellten Fokus auf Wirtschaftsdemokratie er-
weitert sich die Perspektive auf das, was unter Demokratie ver-
standen wird: Der Geltungsbereich demokratischer Werte wird 
auf die Wirtschaft, einen Schlüsselbereich gesellschaftlicher In-
novation, ausgedehnt. Wäre eine solche Erweiterung ihres De-
mokratieverständnisses nicht ein weiterer konsequenter Schritt 
für eine TA, die sich Inklusion, Partizipation und Deliberation 
verschrieben hat und diese Werte auch in ihrer Praxis zu reali-
sieren versucht?
Mit diesem erweiterten Demokratieverständnis würde für die 
TA neben die Rolle der neutralen Vermittlerin (innerhalb eta-
blierter demokratischer Strukturen) auch die Rolle einer Mit-
gestalterin öffentlicher Zukunftsdebatten (mit dem Ziel einer 
Vertiefung der Demokratie) annehmen. Unabhängig von den 
konkreten Antworten, kommt TA in diesem (transformativen) 
Selbstverständnis stärker die Rolle zu, alternative soziotechni-
sche Zukünfte denk- und diskutierbar zu machen (Delvenne und 
Parotte 2019; Schröder 2019). Solche „konkreten Utopien“ soll-
ten neue Technologien und demokratische Neuerungen zusam-
mendenken (Frey und Schaupp 2020), sodass komplexe Ver-
flechtungen normativer Orientierungen und technischer Poten-
ziale greifbar und verhandelbar werden.
Zur inhaltlichen Schärfung (Wirtschaftsdemokratie) träte 
dann auch die experimentelle Suche nach den passenden Pra-
xisformen (Demokratisierung), in denen die TA als Community 
auch lernen könnte, in unterschiedlichen Rollen zu agieren und 
das Spannungsfeld zwischen Neutralität und Engagement kon-
textsensitiv zu navigieren. Natürlich verbleibt ein großer Diskus-
sionsbedarf: Können und dürfen TA Projekte transformativ zu 
Wirtschaftsdemokratie forschen, obwohl das Leitbild hierzu we-
niger breit in der Gesellschaft angekommen ist, als das der (öko-
logischen) Nachhaltigkeit? Welche Verbindungen lassen sich hier 
finden? Welche Bündnispartner sind hier denkbar, ohne reine Ge-
werkschafts-TA zu werden? Wie kann ein produktiver, demokra-
tieorientierter Umgang mit der Normativität solcher Forschungs-
perspektiven aussehen, der möglichst die Legitimation anderer 
Formen von TA nicht unterminiert? Obwohl es hier, wie gezeigt, 
Anschlüsse gibt, bleiben noch viele Fragen offen. Aber schließ-
lich ist ja auch die Demokratie selbst ein unfertiges Projekt.
Wie kann die TA ihre Teilhabe an öffentlichen Auseinandersetzungen 
für mehr Demokratie stärken?
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